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Demonstrationsbeob-
achtung beim Castor-
transport ins Wend-
land
Im November 2010 sollte
wieder einmal hochradioakti-
ver Müll aus der Wiederaufar-
beitung in Frankreich ins Zwi-
schenlager nach Gorleben
transportiert werden. Vom
Ausnahmezustand war fast
immer die Rede, wenn dieser
Zug quer durch die Republik
fuhr. Diesmal hatte die Bun-
desregierung jedoch kurz
zuvor mit der Atomlobby eine
Laufzeitverlängerung ausge-
handelt. 

Gegen die Aufkündigung des
„Atomkonsenses“, den die Kritiker
nie als Atomausstieg werten wollten,
weil die Restlaufzeiten noch viel zu
lang seien, mobilisierte die Anti-
atombewegung seit längerem. In ver-
schiedenen Politikbereichen entsteht
der Eindruck, dass sich die Regie-
rungen mit Arroganz über den Wil-
len der Bevölkerung hinwegsetzen
und nicht mal mehr versuchen, ihre
politischen Entscheidungen zu ver-
mitteln. Das ruft breite Empörung
hervor. Die Erfahrungen von Gewalt
gegen die Protestierenden gegen
„Stuttgart 21“ führen nicht zum
Rückzug, sondern zur Haltung „jetzt
erst recht“. 

Demonstrations-
verbot

Auf diesen breiten Protest haben
Regierung und Polizei früh mit Dro-

hungen und Versuchen der Krimina-
lisierung geantwortet. Im Wendland
wurden Versammlungen 50 Meter
rechts und links der Transportstrecke
und im Umkreis von Verladekran
und  Zwischenlager mit einer Allge-
meinverfügung verboten. Das Poli-
zeipräsidium Lüneburg hatte zuvor
die regionalen Versammlungsbehör-
den entmachtet und sich selbst für
zuständig erklärt. Schon dieses Ver-
bot steht für eine unzulässige Ein-
schränkung der Grundrechte auf
Versammlungs- und Meinungsfrei-
heit. Nicht tatsächliche Anhalts-
punkte auf einen insgesamt unfried-
lichen Verlauf der Demonstrationen
begründen das Verbot. Der eigentli-
che Grund für die Außerkraftsetzung
der Grundrechte auf Versammlungs-
und Meinungsfreiheit wird darin
gesehen, dass „deshalb zu erwarten
(ist), dass die Proteste und verschie-
denen Aktionen nicht nur von einer
kleinen Gruppe getragen werden,
sondern auch von einer bundeswei-

Arrogante Politik - 
Polizei gehorcht mit exzessiven Gewaltmitteln  

ten Protestszene“. Eine Unmenge
von einzelnen Vorkommnissen in
den letzten 15 Jahren wird aufge-
zählt, um das Verbot zu begründen.
Viele dieser Ereignisse stehen jedoch
gar nicht im Zusammenhang mit
Versammlungen. Einerseits wird
zugestanden, dass die „Gewaltbereit-
schaft“ abgenommen hätte, zugleich
postuliert die Behörde jedoch, dass
die Bereitschaft zur Sachbeschädi-
gung eher größer geworden sei und
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bezeichnet dies dann doch als
Gewaltbereitschaft. 

Vor Ort reichten die Versamm-
lungsverbote weit über die in der All-
gemeinverfügung benannten Räume
hinaus. Selbstverständlich ging die
Polizei davon aus, dass es jedem Bür-
ger untersagt sei, Straßen und Schie-
nen nur zu queren. Versammlungen
wurden außerhalb der 50-Meter-
Grenze angegriffen. Auch die ange-
meldeten Veranstaltungsorte und
Mahnwachen außerhalb der Verbots-
zone waren folglich fast unerreichbar. 

Kriminalisierung der
„Schotterer“

Schon in der Allgemeinverfügung
wird unterschieden zwischen uner-
wünschten Protesten und Sitzblo-
ckaden einerseits und den „Strafta-
ten“ andererseits, die angeblich im
Rahmen der Aktion „Castor? Schot-
tern!“ stattfinden würden. Dieser
Aktion wird jede Legitimation abge-
sprochen, obwohl es sich auch hier-
bei um einen öffentlichen Aufruf zu
Zivilem Ungehorsam handelt. Auch
diese Aktion war symbolisch ange-
legt, weil eine tatsächliche Gefähr-
dung des Schienenverkehrs auf einer
ständig bewachten und überprüften
Strecke, die einzig für den Castor-
transport zur Verfügung steht, gar
nicht möglich ist. Es sollte niemand
angegriffen werden. Wie auch bei
den Sitzblockaden auf der Schiene,
wollten die Protestierenden auf die
Schiene vordringen, sich aber nicht
hinsetzen, sondern Steine aus den
Gleisen sammeln. Diese schon im
Vorhinein als Straftäter stigmatisier-
ten Bürger und Bürgerinnen ließen
sich jedoch nicht aufhalten. Im
Gegenteil, die Aktion fand großen
Zulauf. 

Den vielen großen Gruppen, die
sich in der Göhrde – zwischen Lüne-
burg und Dannenberg – von Nord
und Süd durch den Wald wandernd
der Schiene näherten, wurde sofort
mit großer polizeilicher Gewalt
begegnet. Ihnen wurde ohne jede
Vorwarnung mit Schlagstöcken,
Gas- und Pfefferspray, Wasserwer-
fern und Pferden begegnet, sobald sie
in die Nähe der Bahnlinie kamen.
Dies geschah selbst dann, wenn sie

sich noch außerhalb der 50-Meter-
Grenze aufhielten. Ihre Versamm-
lungen wurden nicht als solche
behandelt. Das Recht auf körperliche
Unversehrtheit wurde missachtet. Sie
wurden weder aufgefordert, außer-
halb der Verbotszone zu bleiben,
noch wurden ihre Versammlungen
für aufgelöst erklärt. Gewaltmittel
wurden nicht angekündigt. Auf
Menschen, die auf dem Boden lagen,
wurde noch eingeschlagen oder
getreten. An vielen Stellen konnte
beobachtet werden, wie Polizeiein-
heiten brüllend und Schlagstock
schwingend in den Wald rannten.
Ganze Gleisabschnitte lagen zeitwei-
se unter einer Gaswolke, da CS-Gas-
Kartuschen abgeschossen worden
waren. Dieses Gas behinderte auch
die Polizeibeamten selbst. Pfeffer-
spray wurde aus kurzer Distanz ins
Gesicht gesprüht. 2190 Kartuschen
mit synthetischem Pfefferspray hat
die Bundespolizei in diesen Tagen
verschossen. Schlagstöcke wurden
gezielt auf Knöchel eingesetzt. 

Die Polizei behauptete auch nach-
her, diese Gruppen wären „gewaltbe-
reit“, gar gewalttätig, gewesen. Dies
stimmt nicht. Eine Polizeieinheit
begleitete etwa eine große Gruppe
Demonstrierender von dem Dorf
Govelin aus eine knappe Stunde quer
durch den Wald. Der zunächst
gewählte Abstand ließ sich im Wald
nicht lange einhalten, so dass sie bald
gemeinsam, Schulter an Schulter,
weiterliefen. Es erfolgten keine
Angriffe oder Übergriffe. Als sich

diese Gruppe allerdings der 50-
Meter-Verbotszone näherte, wurde
sie von einer anderen Einheit, einer
baden-württembergischen, sofort
mit Schlagstöcken und Pfefferspray
traktiert. 

Demonstrationsrecht
mit Körperverletzung

Neben diesem Protest waren die
großen Sitzblockaden auf der Schie-
ne und auf der Straße angekündigt.
Nach einer eigenen politischen und
polizeilichen Logik waren daran eher
die „guten“ BürgerInnen beteiligt,
deren Protest zumindest in Grenzen
zu akzeptieren sei. Das ändert nichts
daran, dass auch diese Protestieren-
den zunächst mit unverhältnismäßi-
ger Gewalt angegangen wurden, als
sie versuchten, die Schiene bei Har-
lingen zu betreten. Eine Frau wurde
von einem Polizeipferd verletzt und
musste ins Krankenhaus. Andere
wurden von Schlagstöcken getrof-
fen. Als jedoch eine Sitzblockade
entstanden war, wurde diese respek-
tiert. Nun konnten Bürger und Bür-
gerinnen über Stunden ungehindert
zu dieser Blockade kommen und
sich dazu setzen. Sie wurden nicht
aufgefordert, dies zu unterlassen,
oder darüber belehrt, dass dies eine
Straftat sei. 

Zugesagt war eine „verhältnis-
mäßige“ Räumung. Die Bürger soll-
ten weggetragen und auf die Feststel-
lung der Personalien verzichtet wer-
den. Schnell wurden jedoch bei der
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Räumung harte Polizeigriffe ange-
wandt. Wer sich den ganzen Weg zur
Gefangenensammelstelle tragen las-
sen wollte, dem wurden extrem
schmerzhafte Polizeigriffe ange-
droht. Die Gefangenensammelstelle
selbst aber muss als geplante und
systematische Körperverletzung
gewertet werden. In einer Wagen-
burg aus Polizeifahrzeugen sollten
die BürgerInnen den Rest der Nacht
bei erheblichen Minustemperaturen
ausharren. Nach einiger Zeit wurde
ihnen wie auf einem Bazar angebo-
ten, gegen die Abgabe ihrer Persona-
lien würden sie in die – warme –
Gefangenensammelstelle in Lüchow
verbracht werden können. Dieser
Kessel unter freiem Himmel wurde
errichtet, obwohl solche Kessel schon
mehrfach von Gerichten im Nach-
hinein als rechtswidrig beurteilt wur-
den. 

Ähnlich erging es der großen Sitz-
blockade vor dem Zwischenlager, die
dort seit Sonntag ausharrte. Die Teil-
nehmer der Aktion X-tausendmal-
quer galten als „friedlich“. Die Teil-
nehmer blieben trotz bitterer Kälte
bis in die frühen Morgenstunden des
Dienstags sitzen. Dann wurden auch
sie geräumt. Am Anfang und solange
die Presse dort wachte, wurde über-
wiegend freundlich und verhältnis-
mäßig weggetragen. Je länger es dau-
erte und je mehr die Bundespolizei
zum Einsatz kam, je ruppiger wurde
die Räumung. Nachher musste
immer häufiger beobachtet werden,
dass Gliedmaße verdreht, Personen
geschlagen oder an den Rand gewor-
fen wurden. 

Dieselben Bürger, die bei „Castor?
Schottern!“ mitgemacht haben,
erfuhren also bei diesen Sitzblocka-
den eine zumindest tendenziell und
damit prinzipiell andere Behand-
lung, die der Einteilung in gute und
böse Bürger folgte. Die Bürger vor
Ort jedoch machten diese Unter-
scheidung nicht, sondern beteiligten
sich an allen Protestformen und freu-
ten sich über jede Verzögerung des
Transportes, die erreicht werden
konnte. Die Bauern unterstützten
die Aktionen auf ihre Weise. Überall
im Landkreis entstanden Trecker-
blockaden, die die Nachschubwege
der Polizei erheblich behinderten. 

Weitere Einzelhei-
ten zum polizeilichen
Vorgehen wurden erst
später aufgedeckt. So
wurde ein professio-
neller Kletterer in vier
Metern Höhe so mit
Reizgas attackiert, dass
er abstürzte und eine
Fraktur im Brustwir-
belbereich erlitt. Die
Scheunengelände von
drei Höfen wurden
ohne richterlichen
Durchsuchungsbe-
schluss durchsucht.
Die Polizei setzte
Drohnen, mit Video-
kameras ausgestattete
Flugkörper, gegen die
Versammlungen ein.
Polizeien aus anderen
europäischen Staaten
waren in Uniform im
Einsatzgeschehen.
Zumindest ein franzö-
sischer Polizeibeamter ging dabei
rechtswidrig gewaltsam gegen
Demonstrierende vor. 

Resumee

Die Grundrechte als Grundrechte
aller Bürger und Bürgerinnen waren
über Tage außer Kraft gesetzt. Nicht
das Grundgesetz und die Menschen-
rechte bestimmten den Umgang,
sondern die Durchsetzung einer
Politik, die den Willen der BürgerIn-
nen ignoriert und Interessen der
Atomlobby zum Maßstab macht. 

An erster Stelle hat die Politik ver-
sagt. Eine Politik, die nur mit massi-
ven Gewaltmitteln gegen die Bürger
durchgesetzt werden kann, ist ver-
fehlt. An zweiter Stelle hat eine Poli-
zei versagt, die bereit war, ihre Bin-
dung an ein „rechtsstaatliches“ Vor-
gehen auszusetzen, um einen Trans-
port zu gewährleisten, der mit ver-
hältnismäßigen Mitteln kaum, allen-
falls mit sehr viel mehr Zeit hätte
durchgeführt werden können. Die
Polizeibeamten und -beamtinnen
wurden in diesem Einsatz verheizt,
ließen sich aber auch verheizen. Viele
von ihnen scheinen  noch immer zu
glauben, Befehl sei Befehl und sie
hätten ohne eigene Gewissensan-

IN EIGENER SACHE

Herzlichen Dank allen, die
unsere politische Arbeit
finanziell  und ideell unter-
stützt haben! 

Ihnen und Euch wünschen
wir erholsame Feiertage
und für das neue Jahr
Zuversicht, Elan und Ideen
für unseren Streit um Men-
schenrechte und Demokra-
tie. 

Martin Singe, Elke Steven,
Dirk Vogelskamp

strengung zu gehorchen. Schlimmer
noch, sie glauben, diese Haltung hät-
ten auch die BürgerInnen gegenüber
der Polizei einzunehmen. 

Bürger und Bürgerinnen dagegen
haben gezeigt, dass es Hoffnung gibt
auf einen Souverän, der die Dinge
nicht in den Händen der Politiker
belässt, sondern seine Anliegen selbst
in die Hand nimmt. 

Elke Steven

@ Dieter Hartmann



Leserbrief zu Heribert Prantls
Kommentar „Der Castor: die rol-
lende Ratlosigkeit“ (Süddeutsche
Zeitung, Montag, 8.11.2010),
veröffentlicht in der SZ, Freitag,
12.11.2010

Mit seinem Kommentar „Der
Castor: die rollende Ratlosig-
keit“ verschärft Heribert
Prantl genau das Problem,
vor dem er zu warnen meint,
indem er offenkundig völlig
unüberprüft die Perspektive
und teilweise auch die Spra-
che der für diesen Transport
Verantwortlichen in Politik
und Polizeiführung über-
nimmt.

Prantl unterscheidet zwischen ver-
meintlich guten und schlechten Pro-
testierern, hat damit in beiderlei
Hinsicht im Konkreten Unrecht und
übernimmt so eine an den Tatsachen
ungeprüfte polizeitaktische und
politische Linie. So ging nach unse-
rer recht umfassenden Beobachtung
von den „Schotterern“ keinerlei
Gewalt gegen Polizisten aus. Die
Aktion war öffentlich und nament-
lich ausgerufen, als Aktion zivilen
Ungehorsams mit eindeutiger
Abgrenzung zu Gewalt gegen Polizi-
sten. So fehlte diesem Protest auch
jede Form von Heimtücke, die
Prantl als Vergleichsmoment heran-
zieht. Auch die Polizei vor Ort wus-
ste, dass von den „Schotterern“ keine
Gefahr für sie ausging. Stundenlang
gingen sie und Polizisten auf den
engen Waldwegen zu den Gleisen
dicht an dicht, ohne dass es dort
auch nur zu irgendeiner Hakelei
gekommen wäre. An den Gleisen
warteten andere Einsatzkräfte, die
dann – ohne jede Form des rechts-
staatlich notwendigen Procederes zu
beachten – ansatzlos und mit großer
Gewaltbereitschaft auf die Protestie-
renden einschlugen und Pfefferspray
versprühten. Viele von diesen Prote-
stierern waren wenige Stunden spä-
ter auch unter denen, die – das sind
Prantls „Gute“ – nachts die Schienen
und Straßen besetzten.

Aber
auch die
Verkür-
zung des
vermeint-
lich guten
Protests
auf „Haus-
frauen,
Pfarrer,
Lehrer
und Bau-
ern“ ist
objektiv
falsch.
Viele Bau-
ern gaben
den
„Schotte-
rern“
Unterkunft und beteiligten sich
selbst mit einer ungezählten Fülle
von gezielten Blockaden daran, dass
Polizeikräfte nicht ungehindert von
Einsatzort zu Einsatzort gelangen
konnten. Gerade die Tatsache, dass
es im Wendland in den vergangenen
Jahrzehnten und konkret auch in
diesen Tagen gelungen ist, über die
verschiedenen politischen Traditio-
nen und Vorstellungen, Herkunft,
Beruf und Alter hinweg einen Protest
zu organisieren, der ungeachtet sei-
ner unterschiedlichen Ausdrucksfor-
men als Einheit verstanden wird,
steht der einerseits romantisierenden
Darstellung der Volksbewegung und
der diskriminierenden der „Schotte-
rer“ diametral entgegen. Natürlich
ist es notwendig, über unterschiedli-
che Formen des Protests zu diskutie-
ren, sie zu bewerten und zu entschei-
den. Genau das aber geschah und
geschieht im Wendland, allerdings
substantiell anders, als Prantl es sich
vorstellt.

Dass Politik und Polizei immer
wieder darauf abzielen, diesen Pro-
test an der Frage der Gewalt zu spal-
ten, ist naheliegend. Dass Heribert
Prantl sich in offenkundiger
Unkenntnis der konkreten Situation
vor diesen Karren spannen lässt,
eigentlich nicht und darum umso
schlimmer.

Theo Christiansen

Der Castor: die rollende Ratlosigkeit?

Neue Artikel 
auf unserer
Homepage

Auf unserer Homepage haben wir
zwei Artikel veröffentlicht, die wir
in diesen INFORMATIONEN
nicht berücksichtigen konnten:

- Helmut Pollähne: Die geplante
Neuregelung der Sicherungsver-
wahrung geht auf Kosten der Men-
schenrechte (veröffentlich in “ana-
lyse und kritik”, Nr. 55,
19.11.2010)

- Martin Singe: Gipfel in Portugal:
Kriegsbündnis NATO mit neu-
altem strategischen Konzept (ver-
öffentlicht im FriedensForum,
6/2010)

Die Texte senden wir auf Anfrage
gerne auch postalisch zu. 

@ Martin Singe



Mit diesem Transparent stan-
den Demonstranten am
23.11.2010 vor dem Gebäude
des Bundesverfassungsge-
richts in Karlsruhe, während
sich drinnen, im gut gefüllten
Saal, eine Schar von Prozess-
beteiligten eingefunden hat-
te. Neben der Beschwerde-
führerin Julia Kümmel, ihren
beiden Rechtsvertretern und
zwei Gutachtern von Amne-
sty International waren ein
Vorstandsmitglied und ein
Anwalt der Fraport AG, die
Flughafenleiter der Landes-
und Bundespolizei, zwei Ver-
treter der hessischen Landes-
regierung und einer des DGB
Hessen-Thüringen erschie-
nen. 

Verhandelt wurde die Verfas-
sungsbeschwerde gegen das 2003
vom Flughafenbetreiber Fraport
gegen Julia Kümmel verhängte
Hausverbot. Zusammen mit anderen
Mitgliedern der ‚Initiative gegen
Abschiebungen‘ hatte sie den Piloten
über eine bevorstehende Abschie-
bung informieren wollen und Hand-
zettel an die Fluggäste verteilt. Nach-
dem ihre Klage sowohl vom Frank-
furter Amtsgericht als auch nachfol-
gend vom Landgericht und vom
Bundesgerichtshof mit der Begrün-
dung zurückgewiesen worden war,
dass der Fraport als privater Betreibe-
rin des Flughafens das Hausrecht
zustehe und das Unternehmen kei-
ner Grundrechtsbindung unterliege,
legte sie 2006 Verfassungsbeschwer-
de ein. Bis heute hat sich, wie die
Beschwerdeführerin und eine Gut-
achterin von Amnesty International
überzeugend darlegten, weder an der
menschenverachtenden, zuweilen
tödlichen, Abschiebepraxis am
Frankfurter Flughafen etwas geän-
dert noch daran, dass dieser der
führende deutsche Abschiebeflugha-
fen ist. 

Die Verfassungsbeschwerde stützt
sich auf die Rechtsauffassung, dass
am Flughafen, abgesehen von dessen

Mehrheitsbesitz in öffentlichen
Händen, nicht nur hoheitliche Auf-
gaben wahrgenommen würden. Die
Fraport AG habe für Millionen von
Besuchern durch Geschäfte und Ver-
anstaltungen aller Art so etwas wie
einen öffentlichen Marktplatz
geschaffen. Daraus ergebe sich für
das Unternehmen eine unmittelbare
Grundrechtsbindung, die es ver-
pflichte, das Recht auf Versamm-
lungs- und Meinungsfreiheit auf
dem Flughafengelände zu gewährlei-
sten. Unter Berufung auf internatio-
nale Rechtsmaßstäbe und Gerichts-
urteile betonte Amnesty Internatio-
nal den absoluten Vorrang der auch
als Schutzrechte gegenüber Privaten
konzipierten Grundrechte. Dem
komme angesichts eines gravieren-
den ‚Strukturwandels der Öffent-
lichkeit’ in Form zunehmend privati-
sierter öffentlicher Räume größte
Bedeutung zu. 

Die Fraport-Vertreter bestritten
all dies. Sie verwiesen auf den pri-
vatrechtlichen Charakter des Unter-
nehmens und den primären Nut-
zungszweck des Flughafens (Flugver-
kehr). Demonstrationen wären
‚Betriebsstörungen’, die die Funkti-
onstüchtigkeit des Flughafens
gefährdeten. Aus einem geradezu
totalitär anmutenden Sicherheits-
blickwinkel, der nicht zuletzt auf
wachsende ‚terroristische Gefahren’
abstellte, betrachteten die polizeili-
chen Vertreter beinahe jede Demon-
stration in den Terminals ab zwei
Personen als ‚unbeherrschbares’
Sicherheitsrisiko. Einig waren sich
beide darin, dass weiterhin angemel-
dete Demonstrationen außerhalb der
Terminals stattfinden könnten,
wohingegen in den Terminals ‚nichts
gehe’.

In zahlreichen Nachfragen kamen
die Zweifel der acht Verfassungsrich-
ter an dieser Argumentation zum
Ausdruck. Die Unbestimmtheit des
Begriffs der ‚Betriebsstörung’ sowie
die grenzenlosen polizeilichen
Sicherheitsvorstellungen, einschließ-
lich der exzessiven Beschwörung ‚ter-
roristischer Gefahren’ im Zusam-
menhang mit Demonstrationen,

wurden kritisch hinterfragt. Sie kon-
statierten, dass der Mehrheitsbesitz
der Öffentlichen Hände am Frank-
furter Flughafen eben wegen der
Wahrnehmung hoheitlicher Funk-
tionen gewollt sei, woraus sich
zumindest eine mittelbare Grund-
rechtsbindung ergeben könne. 

Im engeren Focus aller Darstel-
lungen und kritischen Nachfragen
standen nicht angemeldete, spontane
Demonstrationen innerhalb der Ter-
minals, die im Kampf gegen Abschie-
bungen unerlässlich sind. An diesem
Knackpunkt wird sich das erst in
einigen Monaten zu erwartende
Urteil zur verhandelten Verfassungs-
beschwerde messen lassen müssen.
Das gilt auch für den Fall, dass die
vorangegangenen Gerichtsurteile
keinen Bestand haben sollten.
Womöglich geht das Urteil des
BVerfG in die Richtung, die einer der
Rechtsvertreter der Beschwerdefüh-
rerin abschließend formulierte: Da es
sich beim Terminal zum Teil um
einen privatrechtlich betriebenen
öffentlichen Raum handele, müsse
der ‚Hausrechtsgebrauch’ der Fraport
‚grundrechts-geleitet’ sein. ‚Räumli-
che Abstufungen’ seien möglich und
nötig, um sowohl legitimen Reise-
und Sicherheitsbelangen nachzu-
kommen als auch die Grundrechte
der Versammlungs- und Meinungs-
freiheit zu gewährleisten. 

Verschiedentlich schien es so, als
ob einige der Richter sich auch einen
erweiterten Begriff des Öffentlichen
Raumes zu eigen machen und eine
unmittelbare Grundrechtsbindung
der Fraport AG in Erwägung ziehen
könnten. 

Rainer Deppe, Helga Dieter 

„Der Flughafen ist nicht das Wohnzimmer der Fraport“



In einem offenen Brief wandte
sich das Komitee für Grundrechte
und Demokratie an die Konfe-
renz der Innenminister und
-senatoren (am 18. und 19.
November 2010 in Hamburg)
mit der Forderung, in praktischer
Verantwortg für die deutschen
Verbrechen an Roma und Sinti
während der Zeit des Nationalso-
zialismus den Minderheiten aus
dem Kosovo endlich ein huma-
nitäres Bleiberecht zu gewähren. 

Sehr geehrter Herr Senator
Vahldieck,

sehr geehrter Herr Dr. de
Maizière,

sehr geehrte Herren Innen-
minister und Innensenato-
ren, 

als bundesweite Menschen-
rechtsorganisation wenden
wir uns an Sie mit einem drin-
genden Ersuchen. Die Diskri-
minierung von Menschen, die
den ethnischen Minderheiten
wie Sinti und Roma zugerech-
net werden, ist alt („Zigeu-
ner“). Sie hat während der
Zeit des Nationalsozialismus
bis an die Grenze des Genozid
einen mörderisch kollektiven
und individuellen Tiefpunkt
erreicht: Hunderttausende
europäische Sinti und Roma
wurden in deutscher Verant-
wortung ermordet. Diskrimi-
nierungen und Vorurteile
leben bis in die Gegenwart
hinein fort.

Erst jüngst hat der französische Prä-
sident Sarkozy sich einer die Men-
schen ins Elend verjagenden Vorur-
teilsmühle wahltaktisch bedient und
an die niedrigsten Motive im Men-
schen appelliert. Gewaltförmiger
Antiziganismus breitet sich heute in
Europa aus wie ein Lauffeuer. Um
die französischen Lager, in die Roma
eingesperrt wurden, und deren
anschließende Vertreibung inmitten

der Europäischen Union zu rechtfer-
tigen, hat Sarkozy auf ähnliche Lager
in Deutschland hingewiesen. Das ist
so falsch.

Richtig aber ist ein Dreifaches: 

1. Dass in Deutschland seit langem
Verwahr-, Ausreise- und Abschiebe-
lager (ergänzt durch Abschiebeknä-
ste) existieren, in die nicht zum Asyl
zugelassene Menschen, Frauen und
Kinder gepfercht werden. Sie sollen
zur „freiwilligen Rückkehr“ in ihre
oft nicht aufnahmebereiten
und/oder sie gefährdenden Her-
kunftsländer mit wenigen Euro
Handgeld genötigt werden. 

2. Dass spätestens seit 2008 auch
Angehörige der Kosovo-Minderhei-
ten wie Roma, Aschkali und Ägyp-
ter, von denen viele vor rund 10 Jah-
ren im Rahmen des NATO- und
BRD-Krieges gegen die Republik
Jugoslawien („Kosovo-Krieg“) bzw.
infolge hierdurch intensivierter Ver-
treibungen durch albanische Natio-
nalisten geflohen sind, in den Koso-
vo abgeschoben werden. 

3. Dass ethnische Minderheiten wie
die Roma aus dem Kosovo oder aus
anderen osteuropäischen Staaten
wieder und wieder vertrieben wer-
den. Es scheint europaweit gleich zu
sein, woher die Roma stammen,

wenn sie nur dorthin zurückbeför-
dert werden können, woher sie geflo-
hen sind oder vertrieben wurden. 

Aktuell sind Roma aus dem Koso-
vo in Deutschland in akuter, zum
Teil schon realisierter Gefahr, dort-
hin abgeschoben zu werden. Obwohl
sie zum Teil ein Jahrzehnt lang oder
länger in den einzelnen Bundeslän-
dern leben, freilich lediglich geduldet
und häufig mit Arbeitsverbot belegt.
Residenz- und meldepflichtig sind
sie in ihren Menschenrechten einge-
engt und stets von Abschiebung
bedroht. Viele ihrer Kinder sind hier
geboren und gehen hier zur Schule.
Aus ihnen droht im Kosovo eine
zukunftslose und verzweifelte Gene-
ration zu werden. Viele der rund
10.000 Roma wehren sich dagegen,
in den Kosovo zurückgezwungen zu
werden, weil ihre Lebenssituation
dort nachweislich diskriminiert,
jämmerlich und gefährdet wäre. Die
vielen internationalen Appelle, die
Roma aus dem Kosovo nicht dorthin
zu deportieren, müssen nicht noch
einmal aufgeführt werden. 

Nicht nur die Vielen schon ver-
blasste Vergangenheit mahnt. Jetzt
und in Zukunft wird die Qualität des
Lebens in der Bundesrepublik und
europawärts daran zu messen sein,
wie die unterschiedlichen Gruppen

Roma-Abschiebungen: Den Kreislauf der Diskriminie-
rung und Vertreibung durchbrechen

@ Christian Schröder



Aufenthaltsrecht und, wenn diese
wollen, dauerndes Bleibe- und mehr
noch Staatsbürgerrecht zu verweh-
ren. Hier in Deutschland könnte der
Kreislauf andauernder Diskriminie-
rung und Vertreibung durchbrochen
werden – im Kosovo erwartet die
Menschen Ausgrenzung und Hoff-
nungslosigkeit, unsägliches Elend
und erneute Flucht.

Wir ersuchen Sie deshalb um der
Menschen willen und in praktischer
Verantwortung für die niemals wie-
der „gut“ zu machenden deutschen
Verbrechen an Sinti und Roma, der
dringenden Forderung zu entspre-
chen: Beschließen Sie endlich ein
Bleiberecht für Roma und andere
Minderheiten aus dem Kosovo. 

Für das Komitee für Grundrechte
und Demokratie

Dr. Thomas Hohlfeld 
Prof. Dr. Wolf-Dieter Narr 
Dirk Vogelskamp

der Bevölkerung mit ihrer Vielheit
und Andersartigkeit in friedlichem
Streit miteinander umgehen. Indem
sie hier in der Bundesrepublik
Deutschland an den von den einzel-
nen und Gruppen gewählten Orten
das unverkürzte politisch soziale
Lebensrecht aller Menschen verwirk-
lichen. 

Wir möchten Sie mit allem bür-
gerlich demokratischen, grund- und
menschenrechtlichen Nachdruck
ersuchen, umgehend einen Beschluss
zu fassen, alle Vorkehrungen und
Maßnahmen zu stoppen, die darauf
gerichtet sind, geflohene Bürgerin-
nen und Bürger aus dem Kosovo, vor
allem solche, die den Roma und
anderen Minderheiten zugerechnet
werden, in den Kosovo zurückzu-
drängen (mit welchem Mittel „frei-
willigen Zwangs“ auch immer) oder
gar abzuschieben.

Zu den Gründen im Einzelnen
(sie könnten umgehend durch eine
Fülle von Belegen untermauert wer-
den):

Die Roma aus dem Kosovo, die in
deutsche Lande geflohen sind, sind
nicht aus eigenem Antrieb gekom-
men (der als solcher zulässig wäre).
Viele mussten im Umkreis des soge-
nannten Kosovo-Krieges das Land
verlassen, viele wurden vertrieben,
weitere hatten dort keine menschen-
würdigen Existenzgrundlagen mehr.

Am Krieg der NATO im Frühjahr
1999 hat sich die Bundesrepublik
beteiligt. Es war auch ihr Krieg. Kon-
sequent sind ein Teil der Menschen,
die ihre Bleibe und andere Lebens-
umstände verloren haben, nach
Deutschland geflohen („Kriegs-
flüchtlinge“). Zwar hat sich die Lage
in den Ländern des vormaligen
Jugoslawien in vieler Hinsicht ent-
spannt. Das gilt auch für das zum
selbstständigen Staat erklärte Gebiet
Kosovo. Mitnichten aber sind die
sozialen und politischen Bedingun-
gen der schon zuvor diskriminierten
Minderheit so, dass man sie vor allem
Kindern und Heranwachsenden
zumuten dürfte. Ihre Menschenrech-
te können dort nicht geschützt wer-
den.

Die deutsche Beteiligung am
Kosovo-Krieg 1999 ist seinerzeit

ministeriell unter anderem damit
gerechtfertigt worden, die „Deut-
schen“ hätten aus den von ihnen ver-
schuldeten genozidalen Massakern
vor allem während des 2. Weltkrieges
gelernt. Wie immer es mit diesen
„Lehren aus dem Krieg“ bestellt sein
mag, das Friedenlernen ist ungleich
entscheidender. Und hier kommt es
zuerst darauf an, dass Frauen, Män-
ner, Kinder, die vom Krieg aufgerie-
ben worden sind, die in Orten der
Bundesrepublik eine Bleibe gefun-
den haben, diese erst dann und in der
Tat freiwillig aufgeben sollen, wenn
sie andere lebenswürdige Verhältnis-
se vorfinden.

In der Bundesrepublik Deutsch-
land und ihren Ländern ist neuer-
dings viel von Integration die Rede.
Auch von ihren Problemen und
Grenzen. Wie immer man diese
bestimmen mag, keine Frage ist es,
dass die Gruppe der Roma aus dem
Kosovo (das gilt prinzipiell auch für
andere Minderheiten) weder qualita-
tiv noch quantitativ ein Problem der
Integration darstellten. Außer früh
gewachsenen und lebendig erhalte-
nen, dem Grundgesetz und allen
Landesverfassungen als Grundlage
des Rechtsstaats widersprechenden
Vorurteilen gibt es keine Gründe,
einer Gruppe von Menschen wie den
Roma aus dem Kosovo unbegrenztes

@ Dirk Hoppe



„Auto kaufen, zulassen, los-
fahren – der neue Personal-
ausweis macht es möglich!“
So warben das Bundesinnen-
ministerium und der Berliner
Innensenator vor ein paar
Tagen für das neue Checkkar-
ten-große Identitätsdoku-
ment, das wir uns möglichst
schnell besorgen sollen. Der
neue Perso erleichtere uns
das „Online-Shopping, On-
line-Banking oder den On-
line-Kauf von Tickets“, ver-
einfache den elektronischen
Verkehr mit Behörden und
erlaube das sichere elektro-
nische Signieren von Doku-
menten. Das alles können wir
nun tun, ohne unseren Hin-
tern auch nur einen Zentime-
ter vom Schreibtischstuhl zu
heben. Welch eine Errungen-
schaft!

Es ist die alte Leier: Überwa-
chungsinstrumente werden von den
Betroffenen am ehesten akzeptiert,
wenn sie mit ein paar kleinen
Bequemlichkeiten verbunden sind.
Das ist so bei den Kundenkarten der
Kaufhäuser, mit denen selbst intelli-
gente Leute ihr gesamtes Einkaufs-
verhalten für ein paar lumpige Pro-
zent Rabatt an die Unternehmen ver-
kaufen. Warum also sollte sich nicht
auch der Staat diese Methode zu
Nutze machen? Alles sei ganz sicher,
sagen das Ministerium und die Indu-
strie, die die Karte produziert. Der
Chaos-Computer-Club, der kürzlich
vorführte, dass die Signatur eben
doch zu knacken ist, übertreibe wie-
der einmal. Aber selbst wer dieses
Sicherheitsversprechen glaubt, sollte
sich vor Augen halten, dass die
eigentliche Neuerung nicht in den
kleinen Bequemlichkeiten besteht,
sondern in den biometrischen
Daten, die auf dem Chip eingetragen
sind. Zwangsweise ist dort das digital
lesbare Foto enthalten. Freiwillig
können die Bürgerinnen und Bürger
Fingerabdrücke speichern lassen.
Diese Daten, so beteuert das Innen-
ministerium, dürften „nur“ zur

„hoheitlichen
Kontrolle“ ver-
wendet werden,
an den Grenzen
und im Inland.
Der neue Perso-
nalausweis sei
damit wie der
elektronische Rei-
sepass ein „siche-
res Reisedoku-
ment“.

Wer die Werbesprache weg-
streicht, findet also vor allem das
Wort „Kontrolle“. Und das ist auch
kein Wunder: Der Personalausweis
ist nie etwas anderes gewesen als ein
staatliches Instrument zur Identifi-
zierung und Kontrolle zunächst von
Minderheiten und dann der Bevöl-
kerung als Ganzer.

In der BRD war er bis 1986 ein
kleines grünes oder graues Heftchen.
Dann folgte der „neue“ Personalaus-
weis, der nun maschinenlesbar und
fälschungssicher war. Die Debatte
um die neuen biometrischen Perso-
naldokumente begann im Herbst
2001. Der Staub über den zusammen
gestürzten Twin Towers hatte sich
noch nicht gelegt, als der damalige
Bundesinnenminister Otto Schily
sein Anti-Terror-Paket vorlegte. Die-
ser „Otto-Katalog“ enthielt unter
vielem anderen einen Artikel, der die
Einführung biometrischer Pässe und
Personalausweise vorschreiben sollte.
Nach harten Auseinandersetzungen
erreichte der grüne Koalitionspart-
ner, dass es im Anti-Terror-Gesetz
vom Januar 2002 bei einer bloßen
Ankündigung blieb. Eine zusätzliche
gesetzliche Regelung sollte folgen.
Für den biometrischen Reisepass war
die nicht mehr notwendig. Der Bun-
desrat musste nur noch eine Verord-
nung abhaken, auf die sich die
Innenminister der EU im Dezember
2004 geeinigt hatten.

Hinsichtlich der Personalausweise
hatte die EU vor dem Lissaboner
Vertrag keine Zuständigkeiten. Hier
mussten also die einzelnen Mitglied-
staaten aktiv werden. Die deutsche
Version ist zugegebenermaßen ver-
gleichsweise sanft: Die Speicherung

von Fingerabdrücken erfolgt freiwil-
lig und auch nur auf dem Personal-
ausweis selbst, nicht in einer zentra-
len Datenbank. Großbritannien, das
bisher überhaupt keine Personalaus-
weise hat, wollte dagegen unter den
Regierungen Blair und Brown „von
null auf hundert“ starten und mit
den Identitätskarten auch gleich ein
umfassendes Personenregister ein-
führen. Die neue, sonst nicht gerade
sympathische konservativ-liberale
Koalition wird dieses Projekt wohl
vorerst stoppen.

Vorerst: Ob es in Deutschland auf
Dauer bei der Freiwilligkeit bleibt, ist
durchaus fraglich. Denn für eine
zwangsweise Speicherung von Fin-
gerabdrücken braucht es erstens nur
eine gesetzliche Änderung, aber kei-
ne technischen Anpassungen mehr –
weder bei den Behörden noch bei
den Herstellern. Und zweitens kön-
nen auch die Datenschutzbeauftrag-
ten, die den neuen Personalausweis
heute als ungefährlich durchwinken,
nicht garantieren, dass sich eine EU-
Regelung, die vielleicht in einigen
Jahren kommt, an den deutschen
Gesetzestext hält. Dann wird es viel-
leicht ein neues Zückerchen geben,
das uns davon überzeugen soll, dass
auch die Speicherung unserer Finger-
abdrücke in einer zentralen Datei
nur Vorteile bringt. Zum Beispiel,
dass wir dann viel schneller durch
Kontrollen an den Grenzen oder im
Inland kommen.

Heiner Busch

Heiner Busch schrieb in „Neues Deutsch-
land“ vom 6./7. November 2010 über den
neuen Personalausweis.

Neuer Personalausweis: Freiwilligkeit auf Zeit?

@ Theo Christiansen


